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zur Abänderung des Gerichts verfaſſungsgeſetzes. 
Vom 20. September 1937. . 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 22 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273), ſowie des die Verlängerung dieſes Geſetzes ausſprechenden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 


Der $ 71 a des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, eingefügt durch Artikel II der dritten Verordnung be⸗ 
treffend Vereinfachung und Erſparniſſe in der Rechtspflege vom 3. Juli 1935 (G. Bl. S. 801) wird 
aufgehoben. 

Artikel II 

Dieſe Verordnung tritt am 1. November 1937 in Kraft. 


Danzig, den 20. September 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J. 14 01 Greiſer Rettelsky 


164 Verordnung 
zur weiteren Anderung des Danziger Beſoldungsgeſetzes. 
Vom 22. September 1937. 
Auf Grund des $ 1 Ziff. 21 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 


Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel! 

Das Geſetz über die Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (Danziger Beſoldungsgeſetz) 
vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) in der Faſſung des Artikels II des Geſetzes vom 13. Oktober 
1931 (G. Bl. S. 743) und der Rechtsverordnungen vom 11. März 1932 (G. Bl. S. 135), 28. Juni 
1934 (G. Bl. S. 481), 4. Juli 1934 (G. Bl. S. 513, 537), 28. Juli 1934 (G. Bl. S. 627), 25. Februar 
1935 (G. Bl. S. 427), 17. Dezember 1935 (G. Bl. S. 1177) und 19. Februar 1937 (G. Bl. S. 277, 
306) wird wie folgt geänder tt 

J. In der Anlage 1 (Beſoldungsordnung für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten) treten 
folgende Anderungen ein: 
1. In der Vorbemerkung 1 iſt ſtatt „Vermeſſungs⸗,“ zu ſetzen: „Regierungsvermeſſungs⸗,“; 
das Wort „Kataſter-⸗“ iſt zu ſtreichen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 7. 10. 1937.) 


2̃. In der Beſoldungsgruppe A2 a find 
a) die Amtsbezeichnungen 
„Oberregierungs- und bauräte?) 
Oberregierungs- und vermefjungsrat?) 
Regierungs- und Vermeſſungsrats) 
Regierungsvermeſſungsräte 
Staatsanwälte“ 
hinzuzufügen; 


b) hinter der Amtsbezeichnung „Regierungs- und Steuerrat“ die eingeklammerten Worte 
„(bisher Regierungs- und Kataſterrat)“ zu ſtreichen; 


c) die Amtsbezeichnung „Staatsanwaltſchaftsräte“ zu ſtreichen. 


3. Die Vorſchriften über die Zuſtändigkeit des Wohnungsgeldzuſchuſſes erhalten folgende Faſſung: 
a) In der Beſoldungsgruppe A2 und A3 a: 


„IV in der erſten bis ſechſten Dienſtaltersſtufe, 
III von der ſiebenten Dienſtaltersſtufe an.“ 


b) In der Beſoldungsgruppe A3: 


„IV in der erſten bis achten Dienſtaltersſtufe, 
III von der neunten Dienſtaltersſtufe an.“ 


4. In der Beſoldungsgruppe A 7a find die Amtsbezeichnungen 
„Meldeamts-Oberaſſiſtenten 
Paßſtellen⸗Oberaſſiſtenten“ 
hinzuzufügen. 


5. In der Beſoldungsgru ppe A 8a werden die Amtsbezeichnungen 
„Meldeamts⸗-Aſſiſtenten 
Paßſtellen⸗Aſſiſtenten“ 
hinzugefügt. 


II. Die Anlage 2 (Dienſtbezüge der nichtplanmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten) erhält folgende 
neue Ziffer 10: 


„10. Die verheirateten nichtplanmäßigen Beamten erhalten im erſten und zweiten An⸗ 
wärterdienſtjahr die Grundvergütung der dritten Dienſtaltersſtufe und vom Beginn des dritten 
Anwärterdienſtjahres an eine Grundvergütung in Höhe des Grundgehalts der erſten Dienſt⸗ 
altersſtufe der planmäßigen Beamten ihrer Eingangsgruppe. In dieſer Dienſtaltersſtufe ver- 
bleiben Zivilanwärter bis zur Vollendung des ſiebenten, Verſorgungsanwärter bis zur Voll— 
endung des ſechſten Anwärterdienſtjahres; dann rücken ſie im Grundgehalt in gleicher Weiſe 
auf, wie wenn ſie als planmäßige Beamte angeſtellt worden wären.“ 


Artikel II 


Im Artikel II der Verordnung zur Anderung des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 19. Februar 
1937 (G. Bl. S. 277, 306) wird der Abſatz 3 durch die folgenden Abſätze 3 bis 5 erjegt: 


„G) Das Beſoldungsdienſtalter der am 31. Oktober 1936 im Amt geweſenen planmäßigen 
Beamten der Beſoldungsgruppen A 5, A 4f und A 4c, die nach dem 31. Oktober 1928 
a) aus der Beſoldungsgruppe A 7b in die Beſoldungsgruppe A 6b übergetreten ſind oder 
b) in einer Stelle der Beſoldungsgruppe A 6 b erſtmalig planmäßig angeſtellt wurden und 
dort nicht ein um 4 Jahre verbeſſertes Beſoldungsdienſtalter (Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen des Senats vom 19. November 1932 — PZ J 2111 — St. A. I S. 487 — 
und 15. Januar 1934 — St. A. I S. 21 —) erhalten haben, 
wird in den Beſoldungsgruppen A 5, A 4f und A 4c nach den Vorſchriften des § 4 Abſ. 2 bis 4 
des Danziger Beſoldungsgeſetzes in der Faſſung des Artikels I Ziff. I und II dieſer Verordnung 
neu feſtgeſetzt. 


(4) Das Beſoldungsdienſtalter der am 31. Oktober 1936 im Amt geweſenen planmäßigen 
Beamten, die nach dem 31. Oktober 1928 in eine andere Beſoldungsgruppe übergetreten ſind und 
mit dem Übertritt eine ruhegehaltfähige und unwiderrufliche Zulage erhalten haben, wird nach 
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§ 4 Abſ. 2 bis 4 des Danziger Beſoldungsgeſetzes in der Faſſung des Artikels I Ziff. I und II 
dieſer Verordnung neu feſtgeſetzt. 
(6) Im übrigen bleibt das Beſoldungsdienſtalter der am 31. Oktober 1936 im Amt ge: 
weſenen planmäßigen Beamten unverändert.“ 
Artikel III 
Planmäßige Beamte der Beſoldungsgruppe A 2 c, A 3a und A 3c, für die bis zum 31. März 
1937 ein höherer Wohnungsgeldzuſchußſatz zuſtändig war, behalten dieſen höheren Satz. 
Artikel IV 


Lehrer und Lehrerinnen an Fach- und Berufsſchulen mit der Anſtellungsfähigkeit als Handels⸗ 
oder Gewerbelehrer oder -lehrerin (Beſoldungsgruppe A4 a) führen mit der endgültigen Anſtellung die 
Amtsbezeichnung „Gewerbeoberlehrer“, „Gewerbeoberlehrerin“, „Handelsoberlehrer“, „Handelsober— 
lehrerin“. 

Artikel V 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend am 1. April 1937, Artikel II am 1. November 1936 in Kraft. 


Danzig, den 22. September 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
P Z J 2110 Greiſer Dr. Hoppenrath 


165 Verordnung 
zur Anderung der Durchführungsbeſtimmungen zum Steuergrundgeſetz. 
Vom 22. September 1937. 

Auf Grund des § 5 des St. Gr. Geſ. vom 22. 6. 1931 (G. Bl. S. 497) in der zurzeit geltenden 

Faſſung wird folgendes beſtimmt: 
Artikel! 

§ 123 der Durchf. Beſt. zum St. Gr. Geſ. vom 9. 10. 1935 (G. Bl. S. 1015) in der Faſſung 

vom 5. 3. 1937 (G. Bl. S. 162) erhält folgenden Wortlaut: 
$ 123 

(1) Iſt durch das Gericht eine Erſatzfreiheitsſtrafe ſeſtgeſetzt ($ 440 St. Gr. Geſ.), fo ſind die 
Verwaltungsbehörden zuſtändig 

a) für den Erlaß der Erſatzfreiheitsſtrafe, 

b) für die Gewährung von Teilzahlungen auf die der Feſtſetzung der Erſatzfreiheitsſtrafe zu 

grunde liegende Geldſtrafe, 


e) für die Anordnung, daß die Vollſtreckung der Erſatzſtrafe unterbleibt, weil die Geldſtrafe ohne 
Verſchulden des Beſchuldigten nicht eingebracht werden kann. 


(2) Die Vorſchriften der 88 121/122 gelten entſprechend. 
Artikel II 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 22. September 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. S. 6100 Greifer Dr. Hoppenrath Dr. Wiercinski-Keiſer 


166 2. Rechtsverordnung 
betr. Anderung der Rechtsverordnung über die Agrarreform und das landwirtſchaftliche 
Siedlungsweſen vom 17. April 1934 (G. Bl. S. 257). 
Vom 28. September 1937. 
Auf Grund des $ 1 Ziff. 84, 89 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 


und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Ge- 
ſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
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Artikel! 6 a 
Die Rechtsverordnung über die Agrarreform und das landwirtſchaftliche Side vom 
17. April 1934 (G. Bl. S. 257), abgeändert durch die Rechtsverordnung vom 26. Auguſt 1937 (G. Bl. 
S. 485) wird wie folgt geändert: 
In dem 8 37 Abſatz 1 Satz 1 werden die Worte „die Vorſchriften der 88 29—32, 34, 35“ 
erſetzt durch die Worte „die Vorſchriften der SS 29, 30 Abſatz 1 und 3, 31, 32, 34, 35“. 


Artikel II 
Die Verordnung tritt rückwirkend mit dem 19. April 1934 in Kraft. 


Danzig, den 28. September 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
7 Greiſer Rettelsky 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) fi a) für das Geſetzblatt für die Freie 3 Beide Ausgabe A u. B je 3,75 0 
b) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. — G. c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben bei der Seien Poſtanſialt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 Q, zu b) 1.50 
Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene in oder deren Raum = 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


